
Bergleute in Ost und West - 
Opfer kapitalististher Energiepolitik 

Möllemann hat erneut zum Angriff auf die Arbeitsplätze 
im Bergbau geblasen. Das gilt nicht nur für den westdeut- 
schen Steinkohlenbergbau, sondern auch für den Braun- 
kohlenbergbau in den neuen Bundesländern. 

Während in der ehemaligen DDR Massenentlassungen 
bereits ohne nennenswerten Widerstand der Braunkohle- 
kumpel eingeplant werden, macht sich besonders im west- 

f deutschen Steinkohlenbergbau Unruhe breit. Die Kampf- 
' - bereitschaft nimmt zu. 

Hintergrund sind einerseits die unterschiedlichen In- 
teressen der Vertreter einzelner Energieträger (Kohle, 
Gas, Öl, Kernkraft), die alle um ihren Anteil am Gesamtku- 
chen des Energiemarktes ringen. Andererseits ist diese 
Bundesregierung angetreten, die freie Marktwirtschaft 
mit aller Gewalt in den neuen Bundesländern zu installie- 
ren und mit diesen Maßstäben gleichzeitig auch ihre Posi- 
tion auf dem europäischen Binnenmarkt zu behaupten. 

Deshalb ist im Einigungsvertrag weder der Kohlepfen- 
nig zur Finanzierung der Verstromung heimischer Kohle 
durch den Verbraucher festgeschrieben worden, noch 
wurde eine Begrenzung der Importkohle (im Westen max. 
12 Mio t) und die Kokskohlenbeihilfe festgelegt. 

In der Europäischen Gemeinschaft (EG) wettern seit ge- 
raumer Zeit verschiedene Energiekommissionen gegen 
die Handelshemmnisse und nationalen Subventionen zum 
Schutz heimischer Steinkohle (siehe Kasten). 

Die deutsche Wirtschaft hat einen Exportanteil von 
rund 65 46, sie hat deshalb ein großes Interesse an freien in- 
ternationalen Märkten, um Profite zu machen. Das selbe 
fordern. aber auch die Kapitalvertreter anderer Länder, 
hier besonders für Öl, Steinkohle (USAISüdafrika) und 

Kernenergie(Frankreich), die ebenfalls ihre Geschäfte un- 
eingeschränkt auf dem europäischen und deutschen 
Markt machen wollen. Die Angriffe auf die Subventionie- 
rung der deutschen Steinkohle drücken das Gesamtinter- 
esse der exportorientierten Wirtschaft aus. 

Darüber hinaus hat die deutsche Wirtschaft auch ein 
massives Interesse an billiger Energie zur Senkung ihrer 
Produktionskosten (der Energiepreis ist im letzten Jahr 
bereits um 3,396 gesunken). 

In dieser Situation obliegt es dem Staat als ideellem Ge- 
samtkapitalisten zwischen den unterschiedlichen Interes- 
senslagen der Kapitalfraktionen zu vermitteln und dem 
Gesamtinteresse des Kapitals nach freier Marktwirtschaft 
den Weg zu ebnen. Dazu kommt noch das Interesse, auf- 
grund des enormen Finanzierungsbedarfs der deutschen 
Einheit die Subventionen abzubauen und den Haushalt zu 
sanieren (siehe Kasten). 

Jahrelang war der Schutz der heimischen Kohle, wenn 
auch auf einem immer niedrigeren Niveau, unter dem 
Schlagwort »nationale Energiesicherung in Krisen- und 
Kriegszeiten~ gesehen und von den Regierungen auch 
vertreten worden. 

Nun haben die Energiekonzerne selbst die nationalen 
Grenzen vor allem in Hinblick auf den europäischen Bin- 
nenmarkt - aber auch darüber hinaus - überwunden. Auch 
der Golfkrieg hat die eigenständige Sicherung in Frage ge- 
stellt. Anders als in der Ölkrise 1974 war trotz des Krieges 
ausreichend Öl auf den internationalen Märkten ohne 
nennenswerte Preisaufschläge jederzeit verfügbar. Ins- 
gesamt hat sich daher die Auffassung durchgesetzt, daß 
Energie ausreichend verfügbar ist (Importabhängigkeit 
nach der Vereinigung 45%), Marktregulierungen zum 



Schutz der nationalen Energie nicht mehr notwendig, son- 
dem eher schädlich sind und von daher die ohnehin nicht 
konkurrenzfähige Kohle (Differenz zwischen Förderpreis 
und Weltmarktpreis beträgt DM 150,-) nicht mehr scliutz- 
würdig sein muß. 

Bereits in der Kohlerunde 1987 wurde von vielen Ken- 
nern der Energieszene die Position vertreten, die Kohle 
müsse ganz »platt« gemacht werden. Die Frage damals wie 
heute ist nur: wie ist das politisch durchzusetzen und wer 
sagt das den Bergleuten. Deshalb wurde Möilemann vor- 
geschickt mit seinen massiven Angriffeil auf die Arbeits- 
plätze. Er sollte die Leidensfähigkeit der westdeutschen 
Bergleute und der Bergbauunternehmen testen. Beson- 
ders von der IG Bergbau lind Energie (IGBE) und dem 
15. Gewerkschaftskongreß wurde daraufhin vom Bundes- 
kanzler gefordert, zu »seinem Wort zur Kohle« zu stehen 
und gegenüber Möllemann endlich ein Machtwort zu spre- 
chen. Aber Kohl hat sich - statt hint.er die Bergleute -hin- 
ter Möllemann gestellt. 

In einer von den derzeitigen politischeii Rahmenbedin- 
gungen ungünstigen Zeit soll nun der Bergbau entschei- 
dend weiter zurechtgestiltzt werden. 

Der Bergbau vor einschneidenden Maßnahmen 

Der Steinkohlenbergbau befindet sich seit über 30 Jah- 
ren in einem permanenten »Anpassungsprozeß«. Wäh- 
rend dieser Zeit wurde die Förderung von ursprünglich 
150 Mio t mehr als halbiert und über 500.000 Arbeitsplätze 
vernichtet. 

Zur Zeit befindet er sich noch in der sogenannten An- 
passungsphase aus der Kohlerunde 1987, wofür die IGBE 
mit ihrem »Überbrückungskonzept« die Grundlage legte. 
Hiernach sollen rund 30.000 Arbeitsplätze vernichtet wer- 
den. Dafür wurde der » Jahrhundertvertraga, der die Strom- 
konzerne zur Abnahme von 40,9 Mio t Steinkohle zwingt, 
bis zum Jahr 1995 festgeschrieben. Des weiteren wurde im 
Hüttenvertrag die Kokskohlenbeihilfe für subventio- 
nierte Kokskohlenlieferungen an die Stahlindustrie, der 
bis zum Jahr 2000 läuft, aber von der EG nur bis 1997 geneh- 
migt wurde, festgelegt, wobei allerdings die Kokslieferun- 
gen an die Hüttenindustrie der übrigen EG anfang der 
neunziger Jahre auslaufen sollen. 

5694 der Steinkohle wird an die Kohlekraftwerke und 
35% an die Stahlindustrie abgesetzt. 

17.000Arbeitsplätze wurden mit diesem Überbrük- 
kungskonzept bisher abgebaut, doch schon werden er- 
neut einschneidende Maßnahmen verlangt. 

Die EG hat die Bundesregierung seit langem gedrängt, 
ein Energiekonzept vorzulegen, das die Subventionen ein- 
schränkt und niedrigere Fördermengen festlegt. Davon 
wollte sie die weitere Genehmigung für die Hilfsinstru- 
mente (siehe Kasten) abhängig machen. Unter diesem 
Druck berief die Bundesregierung die »Mikat-Kommis- 
sion« mit Vertretern aus Politik (u.a. dem ehemaligen 
NRW-Kultusminister Mikat), Wirtschaft (Stromkonzerne) 
und IGBE (Adolf Schmidt, ehemaliger Vorsitzender). Diese 
legten zum Ende letzten Jahres einen Zwischenbericht vor 
und nun im März eine Abschlußerklärung. 

Die Kernpunkte des Gutachtens waren: 

ein bestimmter Sockel an Steinkohle zur nationalen 
Energiesicherung ist weiterhin notwendig, 
der Steinkohlenbergbau sollte sich »optimieren«, d.h. 
die Kosten radikal senken -u.a. durch Konzentration 
auf kostengünstige Zechen, 
die Zechen sollen untereinander in den Wettbewerb tre- 
ten, 

-- 
Die ~ohlesubventionen 

Neben den Zuschüssen zur Knappschaftvon ca. 10 Mrd. 
DM betragen die weiteren Subventionen für die Stein- 
kohle rund 11 Mrd. DM. Den größten Anteil tragen dabei 
die privaten Haushalte durch den Kohlepfennig mit ins- 
gesamt 5,5 Mrd. DM für die Verstromung von heimischer 
Steinkohle. Damit wird der Ausgleich an die Verstro- 
mungsunternehmen zwischen dem Preis der heimischen 
Steinkohle (2.Z. 265 DM je t) und der Importkohle (derzeit 
97 DM je t} miffinanziert. Den Rest tragen zu 213 der Bund 
und zu 1/3 die Länder. Zusammen belaufen sich diese Zu- 
schüsse auf 3,2 Mrd. DM durch Bonn und 1,4 Mrd. DM 
durch das Land NRW. Betrugen diese Ausgleichsbeträge 
1989 noch 5,65 Mrd. DM, so sind sie bis 1991 auf 4,6 Mrd. DM 
gesunken. In den Subventionen sind auch die Kosten ent- 
halten fiir die Kokskohlebeihilfe von 2,5 Mrd. DM vom 
Bund und 1,l Mrd. DM vom Land NRW. Auch hier wird - 
nach einem Eigenanteil der Steinkohleunternehmen- der 
Differenzbetrag zwischen Kokskohlekosten und Import- 
koks an die Stahlindustrie gezahlt (Hüttenvertrag). 

Neben diesen Preisausgleichssubventionen gibt es , 
noch folgende Einzelzuschüsse: : \ 

'-h 

Aufhaldung 
(Nationale Kohlereserve) 90 Mio. DM 
Erblasten von Stillegungen 223 Mio. DM 
Sozialplanhilfen 392 Mio. DM 
Sonderhilfen für einzelne 
Steinkohleunternehrnen 262 Mio. DM 
Kohleforschung 97 Mio. DM 
Steuerfreibetrag für die 
Bergmannsprämie 
(10 DM pro verfahrener Schicht) 45 Mio. DM 

Die Bergbauunternehmen haben bereits folgende Vor- 
schläge zu Einsparungen gemacht: 

Kokskohlebeihilfe: durch niedrigeren Absatz von Koks 
an die Stahlindustrie und die EG von 1992 bis 1994 = 1,5 
Mrd. DM (500 Mio. DM pro Jahr) 
Einschränkung der Zuschüsse für niederflüchtige 
Kohle und Revierausgleich = 500 Mio. DM (1990 bis 
1993) 
Rückkauf der Nationalen Kohlereserve durch die Ruhr- 
kohle AG bis Ende 1992 = 300 Mio. DM und 50 Mio. DM 1 ) 
Zinseinsparung durch den Bund. . ' 
»Sozialklimbim« sollte abgebaut werden, 

regionale und kommunale Rücksichtnahme aus arbeits- 
marktpolitischen Gründen entfallen (u.a. Ausbildungs- 

kapazitäten nur noch nach eigenem Bedarf), 
staatliche Subventionen für Altlasten (Anpassungspro- 
gramm, Sozialplanhilfen, Bergschäden) nur noch als 
Durchlaufposten abgerechnet und nicht in den Kohle- 
preis eingerechnet werden. 

Darüber hinaus sollten Subventionen nur noch die ko- 
stengünstigen Zechen erhalten. Eine Fördermenge wurde 
nicht festgelegt. Bei derVerstromu.ngsmenge für die Kohle 
gab es zwei Positionen: die Mehrheit legte die Obergrenze 
bei 35 Mio t an und die Minderheit bei 25 Mio t. 
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Subventionspolitik des Staates Mrd. DM an steuerlichen Vergünstigungen. Letztere um- 
fassen rund 100 Einzelpositionen (z.B. steuerfreies Bier für 

Subventionen werden immer dann gewährt, wenn be- die in Brauereien Beschäftigten, steuerfreies Salz für die 
stimmte Branchen in Krisen geraten. Wenn dort die Gefahr ~ ~ ~ ~ h ~ ~ d ~ ~ ~ i ~  usw.), 
sozialer Unruhen besteht, müssen die Betroffenen oder 
auch die Regionen befriedet werden. Dabei sind die Wäh- Bei den steuerlichen Begünstigungen haben die Ar- 

lerstimmen als zusätzlicher Maßstab anzusehen. Das trifft beitsgruppen im Bundeswirtschaftsministerium bereits 
derzeit für die Landwirtschaft, für die Werften und beson- Eins~arungsvOrschläge 515 Mrd. DM (u'a' 
ders für den Bergbau zu, Darüber hinaus wird mit Subven- Streichung der Begünstigung für Erwerb von Wohneigen- 

tionen aber auch das Kapital für Forschungs- und Entwick- tum für Höherverdienende). 

lungsvorhaben entlastet wie derzeit besonders in der Luft- Bei den Subventionen handelt es sich u.a. um folgende 
fahrtindustrie oder früher bei der Atomtechnik. Posten: 

Subventionen geraten von Zeit zu Zeit immer wieder in 
die Diskussion, weil sie den Grundsätzen der Verfechter 
der freien Marktwirtschaft entgegenlaufen. Viele sehen 
darunter eine Wettbewerbsverzerrrung. Meistens werden 
sie von den Unternehmern verteidigt, die sie bekommen, 
und von denen angegriffen, die keine erhalten oder darun- 
ter »leiden«. 

Der Bundeshaushalt umfaßt über 100 Mrd. DM Subven- 
. tionen. Das ist ungefähr der Betrag, der noch 1991 in die 

25,7 Mrd. DM für die Landwirtschaft in den alten Bun- 
desländern einschließlich der EG-Zuschüsse (Hier wer- 
den allerdings in der Hauptsache vor allem Großbe- 
triebe gefördert. Diese Subventionen vergrößern je- 
doch nur noch die ungleiche Einkommensverteilung 
und zwingen die »kleineren<< Bauern zur Aufgabe). 
Hinzu kommen 1991 noch 2 Mrd. DM Soforthilfe für die 
Bauern in den neuen Bundesländern. 

2,7 Mrd. DM für den sozialen Wohnungsbau 
ieuen Bundesländer zusätzlich iibenviesen werden muß, 1,5 Mrd. DM für die Lufffahrfförderung, davon allein fiir 

'Tm dort die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen Forschung und Entwicklung (Airbus, Jäger 90) eine Auf- 
für den kapitalistischen Markt zu schaffen. Dazu kommen stockung von 295 auf 580 Mio. DM 
noch nicht in den Haushalt eingeplante 30 Mrd. DM für die 
SU (Rückführung der Roten Armee und Schaffung von 450 Mio. DM für die Werften (Hier wurden bereits Zuge- 
Wohnraum für die in die SU zurückkehrenden Soldaten) sagte Gelder nicht freigegeben. Nach Demonstrationen 
sowie an die 20 Mrd. DM als Beteiligung an den Kosten des und Streiks nach Pfingsten bewilligte Möllemann sofort 
Golfkrieges. 170 Mio. DM - ein nachahmenswertes Beispiel für die 

Unter dieser Haushaltbelastung bei gleichzeitiger 
»Steuerentlastung« für die Unternehmer hat Bundeswirt- schließlich noch die Berlinhilfe, Zonenrand- und Regie- 
schaftsminister Möllemann seine Angriffe auf die Subven- nalförderung 
tionen begonnen. Als er im Frühjahr die TJnternehmer an- insgesamt rund 11 Mrd. DM von Bund und Ländern für 
schrieb, um von ihnen Vorschläge für Subventionseinspa- die Kohle sowie noch ca. 10 Mrd, DM für die Unterstüt- 
rungen zu bekommen, hielten sich diese bedeckt. In einem zung der Bundesknappschaft 
Antwortschreiben vom Präsidenten des Bundesverbandes 
der Industrie, Weiss, hieß es am 9.4.1991 nur, daß nicht ein- Der Angriff auf die Subventionen des Steinkohlenberg- 
seitig die Schwächsten, u.a. die Kohle, belastet werden haus wurde deshalb auch besonders unter dem Gesichts- 
sollten. punkt der Haushaltsentlastung gefahren. Am 10.7.1991 soll 

Unter den Subventionen befinden sich 21 Mrd. DM di- nun das Bundeskabinett über die Subventionskürzungen 
rekte Finanzhilfen an Unternehmen und Regionen und 20 befinden. 

Nach dem Zwischenbericht sollte auch die Neubewer- 
tung der energiepolitischen Situation in den neuen Bun- 
desländern mit in das Gutachten eingehen. Damit war die 
Mikat-Kommission überfordert, so daß sie das Handtuch 
warf und nur eine 4seitige Abschlußerklärung abgab. Die 
genannten Kernpunkte veranlaßten den IGBE-Vorstand, 
sofort auf diesen Vorschlag zu hüpfen - ohne vorherige 
Diskussion in der Mitgliedschaft. 

Daraufhin forderte die Bundesregierung die Steinkoh- 
lenunternehmen auf, ein eigenes Optimierungskonzept 
vorzulegen. Damit wurde erstmals in der ~Anpassungsge- 
schichte« den Unternehmern die Hauptverantwortung zu- 
geschoben. 

Konzentrationsbemühungen des Steinkohlenbergbaus 

5 konzentriert. Seit 1961 wurde 38% der Förderung zurück- 
genommen. Derzeit gibt es dort noch 20 000 Beschäftigte. 

Die RuhrkohleAG (RAG) (Hauptanteilseigner VEBA 
und VEW) hat neben einem enormen Arbeitsplatzabbau 
(Rücknahme der Förderung seit 1961 um 54%) in den eige- 
nen Reihen, die Zeche Westfalen (Ahlen) vom Eschweiler 
Bergwerksverein (EBV gehört zum ARBED-Konzern) über- 
nommen, die Zeche Sophia Jacoba (Hückelhoven gehörte 
einem holländischen Bankenkonsortium) aufgekauft und 
im April die Zeche Auguste Victoria (Marl) von der BASF 
für den symbolischen Preis von DM 1,- übernommen. Dar- 
über hinaus wurde die Mann/Schichtleistung derart ge- 
steigert, daß allein aufgrund der Rationalisierung einüber- 
hang von 10% der Belegschaft (derzeit noch 87.000) be- 
steht. 

Die Steinkohlenunternehmen haben schon seit Jahren ~ i ,  zeche ~ ~ i l  ~ ~ ~ ~ i ~ ~ h  (noch EBV) im ~~~h~~~~ R ~ -  
einen enormen Konzentrations- und Rationalisierungs- vier wird ~~d~ 1991 stillgelegt. ~i~~ ist die RAG inzwischen 
prozeß vollzogen. Mehrheitsaktionär. 1990 wurden hier 900 Arbeitsplätze 

Die Saarbergwerke (Besitz Saarland und Bund) haben vernichtet, so daß jetzt noch rund 8.800 Beschäftigte ver- 
seit den fünfziger Jahren 85.000 Arbeitsplätze abgebaut bleiben, für die noch krampfhaft Ersatzarbeitsplätze ge- 
und über Schaffung von Verbundzechen die Standorte auf sucht werden. 
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Hilfsinstrumente Der Hüttenvertrgg mit seiner Kokskohlenbeihilfe 

Dieser Vertrag zwischen Steinkohleunt.ernehmen, zur Stützung des westdeutschen Stahlindustrie und dem Staat regelt die Subventionen für 
Steinkohlenbergbaus die Kokskohle. Hiernach verpflichtet sich die Stahlindu- 

strie heimische Kokskohle nach ihrem Bedarf abzuneh- 
men (1989: 36 Mio. t, 1990: 27,9 Mio. t). Die Differenz zum 

Der Jahrhundertvertrag Weltmarkt~reis deicht der Staat nach einem Eigenanteil 

Dieser Vertrag wurde 1980 zwischen Steinkohleunter- 
nehmen, Elektrizitätskonzernen (Energieversorgiingsun- 
ternehmen = E W )  und dem Staat niit der MaUgabe abge- 
schlossen, eine bestimmte Menge heimischer Steinkohle 
zu verstromen. Bei Vertragsabschlu0 wurden noch 
50Mio. t festgelegt, jetzt 40,9 Mio. t. 

Darüberhinaus sieht er die Zahlu~ig des Differenzbe- 
trags zwischen heimischem Kohlenpreis und Weltmarkt- 
preis durch den Endverb~accher über den sogenannten 
Kohlepfennig vor. Dieser liegt derzeit bei 8,5% des Strom- 
verbrauchspreises. Der Kohlepfennig war und ist immer 
umstritten gewesen. Die EG hat diese Subventionierung 
nur bis 1992 genehmigt, und Bundesländer wie Bayern und 
Baden-Württemberg sind immer dagegen Sturm gelaufen, 
weil sie ihre Wähler entlasten wollen und die Möglichkeit 
haben, billigen Strom aus Frankreich zu beziehen. 

von ~teinkohleunternehmen und Stahlindustrie aus. Der 
Vertrag läuft bis 1997 und ist bis dahin auch von der EG ge- 
nehmigt worden unter der Bedingung, daß die Subventio- 
nen fiir Lieferungen in die übrigen EG-Länder zum Jahre- 
sende auslaufen (1984: 19,9 Mio. t Steinkohleneinheiten 
(SKE), 1990: 5,2 Mio. t SKE). 

Nationale Kohlereserve 

Als die Halden der Ruhrkohle AG auf über 20 Mio. t an- 
stiegen, kaufte der Staat 10 Mio. t davon auf. Die Bedingung 
war ein Rückkauf durch die Ruhrkohle AG in Raten. Der- 
zeit sind es noch 8,7 Mio. t. Die Ruhrkohle AG hat sich ver- 
pflichtet, in den nächsten drei Jahren je I,? Mio. tzurückzu- 
nehmen. Im Grunde ist das nur ein zeitliches Hinausschie- 
ben des Absatzproblems. , ,  ,-- 

t Anpassungsgesetz 

Auf der Grundlage einer Richtlinie des Bundeswirt- 
schaftsministeriums ist es möglich, daß Bergleute ab 50 
Jahre vorzeitig ausscheiden und ein Anpassungsgeld be- 
ziehen, wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. 
1987 wurde die Anpassungsgeldregelung bis 1994 verlän- 
gert und auch auf Beschäftigte der rheinischen Braun- 
kohle erweitert, um den vereinbarten Verlust von fast 
40.000 Arbeitsplätzen sozialverträglich zu gestalten und 
Arbeitsplätze für jüngere Bergleute freizumachen. Die An- 
passungsgeldregelung schützt zwar vor Arbeitslosigkeit, 
bringt aber dennoch Einkommensverluste und andere Be- 
lastungen mit sich. 

Knackpunkt dieses Vertrages ist aber das Stillhalteab- 
kommen zwischen Kohle und Kernenergie. Das bedeutet, 
da8 der Bergbau in der Öffentlichkeit nicht gegen die 
Kernenergie Stellung bezieht. Dieses wurde auch von der 
IG Bergbau und Energie mitgetragen. Das führte noch 
jüngst zur Aussage des Fraktionschefs der NRW-SPD, die 
Bergleute dürften nicht zur Geißel der Kernenergie wer- 
den. Der Jahrhundertvertrag ist auf 15 Jahre befristet. Des- 
halb jetzt auch die Auseinandersetzung um mögliche An- 
schlußregelungen. 

Darüber hinaus gibt es noch die Zeche Ibbenbühren im 
Münsterland, die der Preussag gehört und noch Absatz- 
chancen in den Preussag eigenen Kohlekraftwerken hat. 

Nun versuchte die RAG über den Steinkohlenverband 
eine Initiative, die Steinkohlenunternehmen aus dem 
Saarland und Ibbenbühren unter das Dach einer gemeinsa- 
men Gesellschaft zu bekommen und ein gemeinsames Op- 
tirnierungskonzept vorzulegen. Das scheiterte aber beson- 
ders am Votum der Saarbergwerke. 

So rechneten die Unternehmen getrennt für ihren Be- 
reich, aber nach gemeinsamen Bewertungskriterien, die 
gutachtlich überprüft wurden. 

Der Steinkohlenverband legte dann Ende März ein zu- 
sammengefaßtes Konzept vor: Die Förderung soll von der- 
zeit 71Miot auf 58,7Mio t im Jahr 2005 reduziert werden, 
von den derzeit noch 130.000 Beschäftigten sollen bis da- 
hin weitere 30.000 abgebaut werden (zusätzlich betroffen 
wären noch rund 40.000 in der Zuliefererindustrie). Die 
Förderkosten sollen von durchschnittlich 260,-DM auf 
236,-DM (ohne Einrechnung der Lohnsteigerungskosten) 
gesenkt werden. Die Mann/Schichtleistung noch einmal 
um 73% gesteigert werden. Sollte der Bergbau von Sonder- 
lasten wie 2.B. Bergschäden, Rekultivierung entbunden 
werden, käme eine weitere Reduzierung um weitere 
17,- DM pro Tonne dazu. All das wäre noch »sozialverträg- 
lich« abzuwickeln. Aber trotzdem würde nach dieser Rech- 
nung der Bergbau noch rund 7Mrd. Subventionen im 
Jahre 2005 benötigen. 

Der Vorstand der IGBE unterstütze auch dieses Konzept 
als »sinnvolle Ergänzung zum Mikat-Gutachten« sofort, 
ohne in der Organisation darüber zu sprechen. Diese Infor- 
mationspolitik forderte den Unmut und Protest der be- 
trieblichen Funktionäre heraus. Einen Tag vor Ostern wa- , 1 
ren die Betriebsräte nur lapidar über die Rahmendaten in- 
formiert worden, ohne konkrete Auswirkungen auf die 
einzelnen Zechen benannt zu bekommen. Dann sah sich 
im April der Vorstand doch gezwungen, konkreter zu infor- 
mieren. Auf dem Weg zu der Sitzung erfuhren die Betriebs- 
räte bereits Einzelheiten aus dem Radio. Der Vorstand (er 
schickte den Arbeitsdirektor vor) wurde massiv angegrif- 
fen. So in die Enge getrieben, ließ der Arbeitsdirektor die 
Äußerung heraus, daß dieses Vorgehen (die Pläne geheim 
zu halten) zwischen Kommission und IGBE-Vorstand abge- 
sprochen wurde. 

Die Folgen des Optimierungskonzeptes im einzelnen: 

Die Saarbergwerke schließen 2von 5Zechen und redu- 
zieren ihre Belegschaft noch einmal von 20.000 auf 15.000. 

Die Ruhrkohle will bis 2005 zunächst 3 ~ e c h e n  schlie- 
PJen und zwar: die gerade erst vom EBV übernommene Ze- 
che Westfalen, dann »Monopol« (die 1973 durch einen bei- 
spielhaften Kampf die Stillegung verhindert hatten) und 
die kürzlich zur Verbundzeche zusammengelegte »Nord- 
sternlConsolidation« in Gelsenkirchen. Gefahr besteht 
nach wie vor auch für die gerade erst gekaufte Zeche »So- 
phia-Jacoba« (Hückelhoven), weil die andere RAG- 



Schwarze Fahnen an der Ruhr. Bei der Funktionärskonferenz 
Ir '7ttrop tauchten sie wieder auf. 

Anthrazit-Zeche »Niederberg« (Hausbrand) in dem Kon- 
zept die Förderung steigern soll, obwohl der Absatz in den 
Hausbrand rückläufig ist. Darüber hinaus wurden die Ze- 
chen bekanntgegeben, die ihre Förderung (da kostengün- 
stig) erhöhen und auch die, die ihre Förderung senken sol- 
len. 

Das hat natürlich sofort nach Bekanntgabe den Protest 
der betroffenen Belegschaften hervorgerufen, der sich in 
unterschiedlichen Formen zeigte. Einige betriebliche 
Funktionäre hatten schon lange vor dem Optimierungs- 
konzept gewarnt, weil das die Spaltung der Belegschaften 
zur Folge haben würde. Und so war es dann auch in der an- 
schließenden Diskussion: Die mit dem »blauen Auge« 
scheinbar Davongekommenen lehnten sich zurück, und 
nur die unmittelbar Betroffenen meldeten sich zu Wort und 
Protest. Das Konzept der Spaltung zeigte Wirkung. 

Die Steinkohlenunternehmen haben mit diesem Kon- 
(_ zept ihre Karten nicht offen auf den Tisch gelegt. Es gibt 

noch große Ungereimtheiten zwischen der Anzahl der ins- 
gesamt zu vernichtenden Arbeitsplätze und der einzelnen 
Unternehmen (RAG »nur« 9.000). 

Die RAG scheint die Zeit bis zum Jahr 2005 zu benöti- 
gen, uni den Konzern weiter umzubauen. Denn die RAG- 
Töchter machen in wesentlichen Bereichen Gewinne. Die 
Ausgliederung von weiteren Bereichen (Dienstleistungs- 
sektor) und Pläne nach Diversifikation benötigen noch ei- 
nige Zeit. So gibt es Pläne, die Kokereien auszugliedern 
und in gemeinsame Gesellschaften mit den Stahlkdnzer- 
nen einzubringen, das würde eine bessere Auslastung der 
Kapazitäten sichergestellen - und weitere Stillegungen zur 
Folge haben. Deshalb wurde die derzeit von der RAG im 
Bau befindliche Großkokerei »Kaiserstuhl« direkt auf dem 
Hoesch-Gelände in Dortmund gebaut. In Bremen ist zu- 
sammen mit den Klöckner-Werken der Bau einer Großko- 
kerei (nur für Importkoks) im Gespräch, ebenfalls bei 
Thyssen in Duisburg. Dort wird zusammen mit der RAG 
entweder die alte modernisiert oder eine neue gebaut. 

Das hätte auch verfahrenstechnische Verbesserungen 
zur Folge. Die im Kokerei- und Hochofenprozeß anfallen- 
den Gase könnten dann direkt wechselseitig dem Prozeß 
wieder zugeführt werden. Es müßten dann keine Gaslei- 

tungen mehr durch Wohngebiete gelegt werden. In Dort- 
mund hätten diese Pläne die Stillegung der Kokereien 
»Alt-Kaiserstuhl« und »Hansa« zur Folge, mit derzeit noch 
rund 1.000 Beschäftigten.Auch für die RAG-eigenen Zen- 
tralwerkstätten gibt es Ausgliederungspläne. 

Die Hauptaktionäre wie VEBA undVEW begrüßen zwar 
den »Mitnahmeeffekt« der Kohlesubventionen (sie ziehen 
Gelder aus der RAG und finanzieren damit Firmenauf- 
käufe oder Beteiligungen), aber letztlich sind sie nicht auf 
die Kohle angewiesen, weil sie gleichzeitig Geschäfte mit 
der Kernenergie, Importkohle, Erdgas und Erdöl machen. 

Optimierung nicht ausreichend - 
noch tiefere Einschnitte gefordert 

Das von den Bergbauimternehmen vorgelegte Konzept 
geriet sofort in die Schußlinie. Proteste kamen aus CDU- 
Kreisen, aus den Ländern Bayern und Baden-Württem- 
berg. Möllemann legte sich im Auftrag der Bundesregie- 
runu und der Konzerninteressen noch einmal kräftig ins ., 
Zeug: Die Steinkohlenunternehmen'sollen für den Zeit- 
raum von 1995 bis 2005 ein neues Modell auf der Grund- 
lage von 35 bis 40 Mio t Reduzierung vorlegen. Auch steht 
jetzt der Jahrhundertvertrag bis 1995 in Gefahr, da die EG 
für 1992 nur noch 36 Mio t genehmigen will und 1993 nur 
noch 27 Mio t, sonst würde die Ausnahmegenehmigung 
für diesenvertrag zurückgezogen. Mittelfristig dürften die 
EG-Staaten nur noch maximal 15% ihrer Stromerzeugung 
subventionieren, wobei es egal ist, für welchen Energieträ- 
ger. 

Die Kokskohlenbeihilfe müßte um 1,5 Mrd. DM gekürzt 
werden. Allein das wäre nach Aussage der RAG ein weite- 
rer Rückgang von 4 Mio t und hätte die sofortige Stillegung 
von weiteren 2 Zechen zur Folge. 

Diese Forderung nach mehr als Halbierung der Förde- 
rung würde den Abbau von rund 70.000 Beschäftigten 
(plus 90.000 in der Zuliefererindustrie) zur Folge haben. 
Bei einem Durchschnittsalter von 33,3 Jahren Untertage 
und in der Gesamtbelegschaft von 34 Jahren braucht man 
von einer Schmerzgrenze nicht mehr zu reden. Massen- 
entlassungen würden auf der Tagesordnung stehen. 

Möllemann dazu: »Wir werden Arbeitsplatzverluste im 
Bergbau in Ost und West haben. Dabei können wir nicht 
auf Dauer unterschiedliche Vorgehensweisen hüben und 
drüben rechtfertigen. Das bedeutet, daß die simple Aus- 
sage, es gibt keine Entlassungen, nicht mehr gilt.« (»WR« 
9.5.91) 

Er hat die Steinkohlenunternehmen aufgefordert, ein 
neues Konzept der Anpassung vorzulegen. Die Unterneh- 
mer lehnten das ab. Sie hätten ihre Schularbeiten gemacht, 
nun wäre die Politik am Zuge. Würden sich diese Vorstel- 
lungen durchsetzen, kämen allein Sozialplankosten in 
Höhe von 1 Mrd. DM auf sie zu. Zusammen mit Wertbereini- 
gungen und Abschreibungen könnten sie dann Konkurs 
anmelden. Giesel vom Gesamtverband Steinkohle: »Das 
ist nicht mehr beherrschbar.« 

Nun hat Möllemann seinen persönlichen Verbleib in 
der Regierung davon abhängig gemacht, daß in den näch- 
sten 3 Jahren 3OMrd. DM Subventionen abgebaut werden. 
Damit hat er sich weit aus dem Fenster gelegt. Er hat damit 
auch den Angriff auf den Bergbau zu seiner eigenen 
Schicksalsfrage gemacht. Schon mehrmals in der Ge- 
schichte sind Politiker und Regierung an der Bergbaufrage 
gescheitert. Zuletzt 1974 die konservative Heath-Regie- 
rung in England. Aber wie sehen die Kräfteverhältnisse 
derzeit wirklich aus? 



Die Stromkonzerne haben über die Kernenergie 
eine Schlüsselrolle 

Der größte Absatzmarkt für Braun- und Steinkohle ist 
die Stromwirtschaft. 56% der Steinkohle im Westen wer- 
den in Kraftwerken verstromt. Die Grundlast wird derzeit 
durch Kernkraft gedeckt. Dazu kommt Braunkohle, die 
aber immer mehr in die Mittellast verdrängt wird. Die 
Steinkohle -ursprünglich auch für die Mittellast geplant - 
deckt mehr und mehr nur noch die Spitzenlast ab. Sie ist 
also letztendlich eine variable Komponente der Stromkon- 
zerne. 

Nun haben die 40Energieversorgungsunternehmen 
(EW) erklärt, daß sie nicht mehr ihre Unterschrift unter ei- 
nen neuenvertrag nach 1995 setzen wollen. Sie waren 1980 
von der damaligen Regierung SchmidtILambsdorff in der 
Diskussion um einen gemeinsamen Energiekonsens mit 
den Kernkraftbetreibern dazu fast genötigt worden. Sie 
sind in der Folgezeit damit gut gefafiren, denn einerseits 
hat sie der Steinkohleneinsatz nicht mehr Geld gekostet 
(das wurde subventioniert), andererseits hat ihnen damit 
die Politik und auch die IGBE viele lästige Diskussionen 
um die Kernenergie vom Hals gehalten und geholfen, die 
Akzeptanz zu stärken. Die Stromkonzerne beschränkten 
sich in Zusammenarbeit mit der Industrie der Kernkraft- 
werkstechnik hier im Lande darauf, Prototypen in Betrieb 
zu halten, um dann den praktischen Nachweis der Funkti- 
onsfähigkeit als Grundlage für den Export von Atomtech- 
nologie in andere Länder zu haben. 

Fallen gelassen wurde inzwischen die Linie des »Schnel- 
len Brütersx in Kalkar, das nach 5,7 Mrd. DM Investitionen 
nun von der »Milliarden-Ruine« zum Kohlekraftwerk um- 
gebaut werden soll. Wackersdorf als Wiederaufbereitungs- 
anlage wurde nicht weitergebaut und statt dessen Ver- 
träge zur Aufbereitung von Kernbrennstäben mit Le Ha- 
gue (Frankreich) und Sellafield (England) abgeschlossen. 
Das Kernkraftwerk Whyl wurde nie gebaut (wegen Wider- 
stand und Stromverbund mit Frankreich) und derzeit 
hängt die Zukunft der Kernkraftwerke Mühlheim-Kärlich 
und Obrigheim von Gerichtsentscheidungen ab - einst- 
weilend sind sie abgeschaltet. Auch für Brockdorf gibt es 
nur eine Teilgenehmigung für den Dauerbetrieb. 

In die Diskussionen kommen nunmehr auch wieder for- 
ciert die Fragen nach Entsorgungskonzepten, die völlig 
ungeklärt sind. Nach den gewonnenen Landtagswahlen 
haben aus diesem Grunde die ~mweltrninister von Schles- 
wig-Holstein, Niedersachsen und Hessen erklärt, alle in ih- 
ren Ländern befindlichen Kernkraftwerke stillzulegen. 

Infolgedessen zieht es die Stromkonzerne immer mehr 
ins Ausland (siehe Kasten). Hier bieten sich Chancen, auf 
dem europäischen Binnenmarkt und darüber hinaus wei- 
terhin Profite zu machen. 

Nun erzeugen sie ihren Strom nicht nur mit Kernener- 
gie und Kohle, sondern auch mit Öl und Gas, so daß sie je 
nach Angebot und Marktlage variabel im Einsatz von ver- 
schiedenen Energieträgern sind. Zur Stärkung ihrer Posi- 
tion kommt noch ihr vom Staat garantiertes, regionales 
Monopol, d.h. sie haben in der jeweiligen Region nicht mit 
einem Konkurrenzanbieter zu rechnen. Was nun verstärkt 
für die Kohle gefordert wird, lösen sie selbst nicht ein. Die 
Stromkonzerne können aber auch jederzeitwählen, ob sie 
heimische oder Importkohle einsetzen wollen. 

Ihre Haltung zur Kohle insgesamt läßt sich an einem 
jüngsten Beispiel in Ostdeutschland verdeutlichen: 

Für den Neubau - als Ersatz für die 2 stillgelegten Kern- 
kraftwerke - (12 Mrd. DM Investition) haben die drei an der 
ostdeutschen Betreibergesellschaft Vereinigte Energie- 
Werke AG (RWE, Preußenelektra - VEBA-Tochter und 

Stromkonzerne verstärken 
Auslandsengagement 

Aufgmnd des Nichtbaus von Kernkraftwerken in der 
DDR selien sich nun die Konzerne in Polen, Ungarn und 
der Tschechoslowakei nach Möglichkeiten für Verbund- 
systeme um. 

Die Badenwerke und Bayernwerke wollen mit der EdF 
(Frankreich) zusammenarbeiten. Sie haben sich Bezugs- 
rechte an den französischen Kernkraftwerken in Fessen- 
heim und Cattenom gesichert und wollen bis zur Jahrtau- 
sendwende 20% des Grundlaststroms aus Frankreich be- 
ziehen. Ziir Zeit sind jedoch noch ausländische Beteiligun- 
gen an der EdF nach französischem Recht nicht erlaubt. 

Die Preußen Elektra (VEBA) wollen in Skandinavien 
einsteigen. Mit den schwedischen EW's Vattenfall und 
Sydkraft wird von Lübeck aus eine Gleichstromleitung 
nach Arrie in Schweden gebaut, um so Zugang zum schwe- 
dischen und norwegischen Stromnetz zu erhalten. Strom- 
austauschverträge liegen bereits vor. Darüberhinaus be-- 
teiligt sich die Preußen Elektra mit 10% an SydkraftlMalmr 7 
für 500 Mio. DM. 't. 

RWE schwebt sogar ein Großverbundnetz für Strom von 
der »Bretagne bis zur Ukraine« vor. Darüberhinaus will 
RWE vom Chemieriesen Du Pont 50% des Kapitals der US- 
Steinkohlengesellschaft Consolidated erwerben, ein Berg- 
bauunternehmen, das etwa soviel Kohlen fördert wie die 
Ruhrkohle AG. Damit will sie sich eigene Importkohlen- 
kontingente absichern. U 

Bayernwerk) mit 75% beteiligten Stromkonzerne die Be- 
dingung geknüpft, daß bundesweit ein parteiübergreifen- 
der Konsens zur Kernenergie hergestellt wird. Das schei- 
terte aber am Ausstiegsvotum der SPD und selbst an der 
saarländischen FDP. So sollen jetzt dafür 2Kohlekraft- 
werke gebaut werden mit einer annähernd gleichen Mega- 
wattleistung - aber auf der Grundlage von Importkohle. 
Das erste so11 bereits ab Juni in Rostock gebaut werden. 
Gleichzeitig wird die Bundesregierung unter Druck ge- 
setzt, daß der Staat die sehr hohen Kosten für Abriß und ., 
Entsorgung zu Übernehmen hat. Andererseits wird die Re- \t 
gierung daraufhingewiesen, daß mit dem Bau von Kohle- 
kraftwerken in Ostdeutschland, was zusätzlich jährlich 20 - 
Mio t -Ausstoß bedeuten würde, das ehrgeizige Ziel der ra- 
dikalen Senkung der Kohlendioxyd- Belastung (bis 2005 
um 25%) nicht erreicht werden kann. 

Nun spielen sich die Kernkraftbetreiber auch noch Öf- 
fentlichkeitswirksam als Umweltschützer auf. Diese Offen- 
sive der Stromkonzerne gegen die heimische Kohle 
-obwohl sie in der Öffentlichkeit noch immer vom Energie- 
Mix und Konsens von Kohle und Kerrienergie reden-, 
zeigt die Stärke ihrer Position. 

Die Bereitschaft der Politik 
zur Unterstützung des Bergbaus geht zurück 

In der Vergangenheit konnte sich der Bergbau im We- 
sten auf breite Unterstützung durch die Länder und Par- 
teien verlassen, allen voran die SPD. Nun sind die Länder 
Bayern und Baden-Württemberg aufgrund des französi- 
schen Engagements bei den in ihren Regionen bestehen- 
den Monopolen Bayernwerk und Badenwerk, zum vollen- 
Angriff auf den Jahrhundertvertrag übergegangen. Sie 
verlangen die Abschaffung des Kohlepfennigs und wollen, 
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Braunkohle stellte bei der ~ffentlichen Versorgung irn Westen X%, im Osten 90% des Stroms. Auf die 
Kernenergie entfielen im Westen 38%. Die ostdeutschen Kernkraftwerke, die inzwischen alle stillgelegt 
wurden, eneugten 6.5%. Steinkohle lietene im Westen 29%. im Osten war ihr Anteil kaum me8bar. 

daß sich die Kohle ab 1996 der Konkurrenz der Import- 
kohle stellt. Aber auch das SPD-regierte Land Schleswig- 
Holstein hat zum Ausstiegsbeschluß aus der Kernenergie 
erklärt, nun dafür aber nur die billige Importkohle einzu- 
setzen. 

Insgesamt geriet die SPD wegen ihrer Ausstiegsforde- 
rung in die Diskussib. Und das nicht nur aus Reihen der 
CDU, FDP und Kernkraftindustrie, sondern auch von sei- 
ten des IGBE Vorstandes. Die Industrie forderte die SPD 
zum »Energiefrieden« auf. Der IGBE-Vorsitzende, Hans 
Berger, vertritt die Auffassung, je mehr die SPD bei der 
Kernkraftnutzung auf Konfrontationskurs geht, umso grö- 
ßer sind die Gefahren, daß bei der deutschen Steinkohle 
das Sterben auf Raten noch beschleunigt wird. Erst die 
Mischkalkulation in der Elektrizitätserzeugung durch die 
gemeinsame Nutzung der relativ teuren Inlandskohle und 
der »kostengünstigen« Kernenergie habe die Anpas- 
sungslasten in Grenzen gehalten. Berger forderte seine 
Partei auf: »Wir müssen uns bewegen, wenn wirnicht schuld 
duran sein wollen, daß die Kohle in noch größere Bedräng- 
nis gerät.«Deshalb hatte er schon der Industrie signalisiert, 
daß mit seiner Gewerkschaft über den Neubau der 2 Kern- 
kraftwerke in Stendal und Greifswald, weil nur Ersatz, zu 
reden sei. Dafür hat er auf dem Gewerkschaftskongreß 
massive Kritik einstecken müssen - allerdings von nur 
sehr wenigen Delegierten. 

Einzig und allein die SPD-Regierungen im Saarland und 
in NRW stehen noch an der Seite der Bergleute - denn es 
sind ihre Wähler. Mit den bevorstehenden Entlassungen 
steht eine neue Phase an, wo die Bergleute sich nicht mehr 
auf andere verlassen können, sondern sich auf ihre eige~le 
Kraft besinnen müssen. 

Zur Energiesituation in den neuen Bundesländern 

Mit der politischen Einverleibung der ehemaligen DDR 
folgte auf dem Energiesektor ebenfalls die Einverleibung 
durch westdeutsche Stromkonzerne. 

Das Energiekonzept für die neuen Bundesländer hat in 
den letzten Wochen Gestalt angenommen. Zwar sind noch 

nicht alle Unklarheiten ausgeräumt, aber es zeichnet sich 
jetzt schon ein ungeheurer Kahlschlag mit einem Verlust 
von mehr als 70.000 Arbeitsplätzen allein im Kernenergie- 
bereich ab. 

Mehr als 213des Primär-Energieverbrauchs wurde in 
den neuen Bundesländern 1990 durch heimische Braun- 
kohle gedeckt. Für die Stromerzeugung wurde sogar über 
80% eingesetzt. Das restliche Fünftel teilten sich die.Kern- 
energie, Wasserkraft, Heizöl und Steinkohle. Durch die 
Stillegung der 2 Kernkraftwerke in Stendal und Greifswald 
hat sich der Verstromungsanteil der Braunkohle inzwi- 
schen noch weiter erhöht. Die Kraftwerkskapazitäten sind 
seit der »Wende« von 20.000 Megawatt auf 17.000 gesun- 
ken. Die Stromproduktion ging 1990 um 15% (auf rund 
102Mrd. Megawattstunden) zurück und fiel in den ersten 
beiden Monaten 1991 weiter um 25%. Als Grund dafür wer- 
den die wirtschaftlichen Probleme angegeben. 

Bereits im Sommer 1991 wurden die Grundlagen für eine 
Neuordnung der Energiewirtschaft gelegt. Hauptakteure 
im Verstromungssektor sind die 3 westdeutschen EW's 
(RWE, Bayernwerk und die VEBA-Tochter Preußen Elek- 
tra), die zum damaligen Zeitpunkt denvertrag für die Über- 
nahme und Modernisierung der DDR-Energiewirtschaft 
unterzeichnet und für die Stromerzeugung in Ostdeutsch- 
land gemeinsam die Vereinigten Energiewerke AG ge- 
gründet haben. Ihr erklärtes Ziel ist die Produktionsko- 
Sten zii senken und die von der Bundesregierung bis Mitte 
1996 geforderten Umweltschutzbedingungen zu erfüllen. 

Die Braunkohle soll vorerst wichtigster Pfeiler der Ener- 
gieversorgung bleiben, wird aber einen niedrigeren An- 
teil am Energie-Mix erhalten. 

Die Braunkohlekraftwerke mit einer Mindestkapazität 
von 500MGW sollen erhalten bleiben. Milliardeninvesti- 
tionen gehen in den Umweltschutz. So soll z.B. das Werk in 
Jänschwalde eine Investition von 3Mrd. DM für die Ver- 
besserung der Elektrofilter (Staub), die Stickoxyd-Mini- 
mierung und den Bau einer Rauchgasentschwefelungsan- 
lage erhalten. Aufträge dafür werden an Siemens-KWU 
vergeben. Bis 1993 soll dann auch die Mitarbeiterzahl dem 
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Nl'veau im Westen angepaßt werden, was etwa die Halhie- 
rung der jetzt 3.800 Beschäftigten zur Folge hat. Blöcke 
von lOOMGW und kleiner sollen stillgelegt werden. So 
werden von den derzeit insgesamt 17.000MGW-Kapazitä- 
ten der Braunkohlekraftwerke nur noch 5.000MGW über- 
bleiben. Der Ersatz dieser stillzulegenden 
Kapazitäten durch Neubauten wird rund 40Mrd.DM ko- 
sten. Siemens-KW und andere Kraftwerksbauer werden 
sich die Hände reiben. 6 bis 8neue Braunkohlzkraftwerke 
(zu6OOMGW) und einige Steinkohlekraftwerke für Im- 
portkohle, sowie etliche kleinere Gasliraftwerke sollen 
die stillzulegende Kapazität ersetzen. 

Davon planen die VEBA-Kraftwerke RUHR ein 864 
MGW-Kraftwerk in Schopkau. Die Hälfte der Leistung 
geht an BUNA und an die Bundesbahn. Auch hier soll Im- 
portkohle eingesetzt werden. Deshalb tritt selbst VEBA- 
Chef und RAG-Aufsichtsratsvorsitzender, Piltz, für eine 
weitere Reduzierung der Fördemng der Steinkohle im We- 
sten ein, denn VEBA habe »heute andereMaßstäbe für Sub- 
ventionen wegen der großen Aufgaben in den neuen Bun- 
desländern.~ Die VEBA will daher über Preußen Elektra in 
den nächsten 5 Jahren 6Mrd. DM investieren. Dafür wol- 
len sie rund 30% mehr Strom verkaufen. 

Allerdings kann Ostdeutschland erst im Frühjahr 1992 
an das westeuropäische Stromnetz angeschlossen werden. 
Preußen Elektra ist für 5 Stromverteiler in Ostdeutschland 
zuständig. Nach Aussagen des Vorstandes gibt es derzeit 
Schwierigkeiten bei der Leitungsinstallation durch Um- 
weltschützer und wegen der Forderungen ostdeutscher 
Kommunen nach Gründung eigener Stadtwerke. Diese 
wollen sich nicht gänzlich der Monopolstellung der 3 west- 
deutschen Konzerne unterwerfen. 

Die beiden Braunkohlereviere befinden sich in der Lau- 
sitzer Region und im Raum Bitterfeld. 1989 wurden noch 
3OOMio t gefördert. 1990 sank bereits die Förderung um 
1?,2% auf 248Mio t. 

Während die Brikettproduktion im Westen um 11% auf 
mnd 2,4 Mio t stieg, fiel sie hier um 20%, auf 37,? Mio t (vor- 
wiegend für den Hausbrand). Fachleute rechnen mit ei- 
nem rasanten Rückgang bis zum Jahr 2000 auf 7 bis 8 Mio t 
(Ablösung durch andere Heizarten wie Gas und Öl in den 
privaten Haushalten). Die reduzierte Fördemng der Braun- 
kohle wirkt sich radikal auf die Beschäftigung aus. Sie ging 
allein 1990 um 25.000 auf nunmehr 106.000 zurück. Im Ver- 
gleich dazu werden im Westen mit rund 17.500 Beschäftig- 
ten mnd 100Mio t Braunkohle gewonnen. 

Zweidrittel der bis 1989 geförderten Braunkohle kam 
aus dem Lausitzer Revier rund um Cottbus, dem ehemali- 
gen Kombinat Senftenberg. Daraus wurde nach der 
»Wende« die Lausitzer BraunkohleAG (Laubag). Sie ge- 
hört derzeit noch der Treuhand. Doch über den Vorstands- 
und den Aufsichtsratsvorsitzenden, die beide aus dem Vor- 
stand der Kölner Rheinbraun AG (Tochter der RWE) kom- 
men, gibt es bereits Übernahmepläne. 

Statt 200 Mio twurden hier 1990 nur noch 168 Mio t geför- 
dert. In Zukunft sollen es nur noch 90 bis 110 Mio t sein. Die 
Zahl der Tagebaue soll bis zum Jahr 2000 von jetzt noch 37 
auf deutlich unter 10 gesenkt werden. Gegenwärtig gibt es 
hier noch 44.000 Beschäftigte. Über 10.000 Arbeitsplätze 
sind hier schon seit 1989 vernichtet worden. Ein Ende ist 
nicht abzusehen. 

Die zweitgrößte Braunkohlenregion befindet sich im 
Großraum Halle-Bitterfeld, Hier wird das übrige Drittel der 
Fördermenge gewonnen. Aus dem Kombinat wurde hier 
die Vereinigte Mitteldeutsche Braunkohlen AG (Mibrag). 
Der Vorstandsvorsitzende kommt aus dem alten Kombi- 
nat, während der Aufsichtsratsvorsitzende der Arbeitge- 

bcrpräsident Klaus Murmann ist. Mibrag will zur Jahrtaii- 
sendwende die Förderung von derzeit 80Mio t auf dann 
nur noch mnd 20 Mio t reduzieren. 1991 sollen bereits nur 
iioch 60Mio t gewonnen werden. Bis 2000 sollen die Stand- 
orte der Tagebaue von derzeit noch 20 auf 3 abgebaut wer- 
den. Seit Ende 1990 machen Mibrag und Laubag nach eige- 
nen Angaben keine Verluste mehr. Für die Altkredite 
in Höhe von 2,3 Mrd. DM hat Mibrag bereits Entschuldung 
bei der Treuhand beantragt. 

Über die Perspektive insgesamt für Mibrag ist noch 
nicht endgültig entschieden. Während die Laubag sicher 
in den »Klauen« von RWE ist, gibt es zwischen Murmann 
und dem für Energiefragen der Treuhand zuständigen 
Schucht (gerade erst vom Vorstandssprecher der RAG- 
WestfalenAG zur Treuhand gewechselt) offensichtlich 
Meinungsverschiedenheiten über die Zukunft von Mi- 
brag. Ein Gmnd ist die Sanierung der Altlasten und der 
sehr hohe Schwefelgehalt der Mibrager Braunkohle. 
Beide sind sich allerdings einig, daß »das Schicksal der 
Braunkohle nun in den Händen der Stromkonzerne liegt.« 
Schucht betont aber, daß in Zukunft nur noch das Lausitzer 
Revier interessant sein könnte. 

Rund 20 Mrd. DM wurden zur Beseitigung von ökologi- 
schen Altlasten (Mibrag davon allein 14Mrd.DM) veran- .- 
schlagt. Treuhand-Schucht will nun mit den zuständigen 
Ministerpräsidenten über einen Vorschlag zur Übernahme 
der Kosten beraten. »Damit läßt sich kein Braunkohlebe- 
trieb privatisieren«, so Schucht. 

Die Mibrag hat darüber hinaus angekündigt, auch hier 
die Zahl der Beschäftigten drastisch zu senken. Von 57.000 
Beschäftigten am 1.1.90 wurden innerhalb eines Jahres be- 
reits 12.000 abgebaut. Bis 1996 sollen in der Hauptprodukti- 
onslinie nur noch 10.000 Beschäftigte tätig sein. 1991 sollen 
weitere 11.000 entlassen werden. 

Mehr als 1.300 ehemalige Bergleute haben inzwischen 
in der Mitteldeutschen Braunkohle-Strukturförderungs- 
gesellschaft (einer Mibrag Tochter) eine ABM-Maßnahme 
begonnen. Sie sollen die Abbaugebiete zu Erholungsge- 
bieten umgestalten oder für Gewerbestandorte vorberei- 
ten. Insgesamt sind mit einem Finanziemngsaufwand von 
31OMio.DM für 2.100 Beschäftigte ABM-Programme ge- 
schaffen worden. Alles in allem sollen in diesem Jahr 5.300 
Mibrag-Beschäftigte in derartige Projekte versetzt wer- 
den. Diese ABM-Projekte verschleiern die Entlassungen, _ ? 
zögern die Arbeitslosigkeit für viele hinaus und entlasten 
die Unternehmen von den Kosten. 

Es wird an diesen Abbauzahlen deutlich, wie die Strom- 
konzerne in Ostdeutschland mit ihrem Profitstreben Zehn- 
tausende von Arbeitsplätzen opfern. Der Staat mit der 
Treuhand als Hilfsinstrument entlastet die Unternehmen 
bei Entschuldung, Sanierung der Altlasten, Arbeitsplatz- 
abbau durch Soziülpläne, ABM-Kosten und Arbeitslosen- 
geld und präsentiert dann den westdeutschen Stromkon- 
zernen nur noch die »Filet-Stücke« zur Übernahme. 

Auch im 'Uranbergbau muß jeder 2. Beschäftigte mit der 
Entlassung rechnen. - 

In dem Bereich der Gaswirtschaft hat sich die Westfäli- 
sche Ruhrgas AG, Essen 1990 ebenfalls eine Monopol- 
stellung in den neuen Bundesländern gesichert. Über 
die Tochter Erdgasversorgungsgesellschaft mbH, Leipzig 
(EVG) soll für 6OOMio.DM Investition eine flächendek- 
kende Versorgung mit Erdgas sichergestellt werden. Das 
erste Teilstück von rund 300km wurde kürzlich schon in 
Betrieb genommen. Der Anteil des Erdgases an der ost- 
deutschen Energieversorgung mit 9% war nur etwa halb so 
groß wie in Westdeutschland. Insgesamt betrug der Erd- 
gasverbrauch hier 9,6Mio t SKE. dazu kamen noch mnd 



3 Mio t SKE Stadtgas. Experten rechnen bis zum Jahr 2000 
mit einer Verdoppelung des Erdgasverbrauchs. Für den 
Ausbau des überregionalen Ferngasnetzes werden bis 
zum Jahr L000 rund 3Mrd. DM veranschlagt. Hinzu kom- 
men noch die Kosten für die Modernisierung der veralte- 
ten Stadtleitungen. Strategisches Ziel der Ruhrgas ist es, 
»die einseitige ¿ieferabhängigkeit von der Sowjetunion zu 
vermindern.« 1990 stammten 75% des Erdgas aus der SU, 
.25% werden aus einheimischen Quellen bei Salzwedel ge- 
wonnen. Deshalb werden 2.Z. Verhandlungen mit Norwe- 
gen über Erdgaslieferungen geführt. 

Die westlichen Energiekonzerne drücken nach der Ein- 
verleibung mit tatkräftiger Unterstützung des Staates 
auch der ostdeutschen Energiewirtschaft ihren Stempel 
auf. Das wird nach den Massenentlassungen auch an der 
Forcierung von Großtechnologie-Projekten deutlich. 

Die Massenentlassungen allerdings stellt die nun ge- 
samtdeutsche Bergarbeiterschaft vor eine wichtige Frage. 
Während in Westdeutschland die Bergarbeiter dafür 
kämpfen, daß kein Kumpel ins »Bergfreie« fällt, werden 
die Kumpel in Ostdeutschland mit 5.000,- DM Abfindung 
über einen Sozialplan in die Entlassung geschickt. Das 

wird von Politikern wie Lambsdorff und Möllemann auch 
geschickt zur Spaltung ausgenutzt. Weder die Kumpel 
noch die IGBE haben darauf bislang eine Antwort finden 
können. 

Was setzt die IGBE dem Kahlschlag entgegen? 

»Im Bergbau gibt es mehr Resignation als Opposition« 
(»HB«,29.5.91). »Wo sind die Zeiten geblieben, da das Revier 
wie ein Mann aufstand, schwarzeFahnen entrollten und gen 
Bonn zog?« fragte sich »Die Welt« (29.5.91). 

»Noch vor Jahren wäre ein derartiger Vorschlag undenk- 
bar gewesen, er hätte das Ende einer jeden Bundesregierung 
bedeutet« (»Saarbrücker Zeitung«, 17.4.91). Die bürgerli- 
chen Kommentatoren stellen hier in aller Deutlichkeit Fra- 
gen, die sich nicht nur die Bergbaukumpel selbst stellen, 
sondern auch viele Gewerkschafter außerhalb der IGBE. 

Der IGBE-Vorstand hält sich nach wie vor bedeckt. Das 
Mikat-Gutachten und das Optimierungskonzept der Un- 
ternehmer wurdenvon ihm als eine verhandelbare Griind- 
lage bezeichnet. 

Zu Beginn des 15. Gewerkschaftskongresses in Dort- 
mund platzte Möllemann mit seiner Entlassungsankündi- 
gung heraus. Rund 1.500 Kumpel aus dem östlichen Riihr- 
revier wollten ihn vor der Wesffalenhalle einen »gebüh- 
renden Empfang« bereiten. Diese Aktion kam auf Initia- 
tive der Monopol-Kumpel zustande, die allein mit 17Bus- 
Sen anreisten, unterstützt vonvielen Delegationen von an- 
deren Zechen und Betrieben der Ruhrkohle. Ihre Erwar- 
tungen, daß auf dem Gewerkschaftskongreß deutliche Zei- 
chen gesetzt wurden, wurden enttäuscht (siehe Leser- 
brief). Der IGBE-Vorstand sieht natürlich insgesamt, wie 
die Perspektive des Stein- und Braunkohlenbergbaus auf- 
grund der Kräfteverhältnisse in dieser Gesellschaft immer 
enger wird. Aber statt auf die Kampfkraft der Mitglied- 
schaft zu bauen, setzt er weiterhin auf die Verhandlungen 
mit den Politikern aus Bonn und den Unternehmen, um 
vielleicht doch noch den Kahlschlag etwas zu bremsen. 
Kampfmaßnahmen sollten nur das »äußerste Mittel« blei- 
ben. Seine traditionelle Verbundenheit mit Politik und 
Staat (»das ist der beste Staat, den wir in unserer Geschichte 
hatten«), sein Festhalten an sozialpartnerschaftlichen Lö- 
sungen ist allerdings nicht nur dem Vorstand vorbehalten. 
Diese Auffassung setzt sich über die hauptamtlichen Funk- 
tionäre bis hin zu den betrieblich Verantwortlichen fort. 
Das hat in der Vergangenheit eine materielle Grundlage 
gehabt: Der enorme Arbeitsplatzabbau konnte bis heute 
noch »sozialverträglich« abgefedert werden. Jetzt befin- 
det sich aber die Gewerkschaft an einer historischen 
Scheidelinie, weil erstmals Entlassungen im Steinkohlen- 
bergbau drohen und in der Braunkohle in den neuen Bun- 
desländern bereits auf der Tagesordnung stehen. Der 
Schritt zu Kampfmaßnahmen wird trotzdem immer weiter 
hinausgeschoben. »Vielleicht ist auf dem Verhandlungsweg 
doch noch etwas zu erreichen<<. In der Ver- 
gangenheit wurden deshalb Zugeständnisse erreicht, weil 
die IGBE jederzeit ihrer Ordnungs- und Disziplinierungs- 
rolle gerecht wurde. (Berger: »Die IGBE und die IG Chemie 
sind die einzigen Gewerkschaften, die Kohl wohlgesonnen 
sind«). Inhaltlich setzt der Vorstand seine Position folgen- 
dermaßen in Szene: 

Wenn bis 1995 kein neuer Konsens entsteht, gibt es ei- 
nen Fall in den Abgrund. Deshalb muß alles unternommen 
werden, um diesen Konsens wieder herzustellen. Die 
Kohle hat nur eine Zukunftschance in einem Gesamtkon- 
zept eines Energie-Mixes, d.h. die Kernenergie darf nicht 
angegriffen werden, sonst stellen die Energiekonzerne 
den Jahrhundertvertrag in Frage. Sie würden sonst abzie- 
hen in die osteuropäischen Länder und dort Kernkraft- 



werke bauen, die aber nicht unserem Sicherheitsstandard 
entsprechen. Kritisch wird wenigstens bemerkt, daß Ent- 
sorgungskonzepte fehlen. Deshalb auch die Angriffe ge- 
gen die SPD, der vorgeworfen wird, die Ausstiegsdebatte 
aus der Kernenergie bringe den Bergbau noch weiter an 
den Abyrund. 

Für die neuen Bundesländer werden die personellen 
Einschnitte als nicht änderbar akzeptiert, da hieran nicht 
das System der »freien Marktwiltschaft(l die Schuld trage, 
sondern die »Mißwirtschaft von SED u~ ld  Blockparteien«. 
Dafür wird eine zeitliche Streckung der Stillegungen im 
Braunkohlenbereich gefordert mit einer ».Finbettung in 
branchenübergreifende Konzepte in Verbindung mit einer 
regionalen Strukturpolitik«. Wie das konkret aussehen soll, 
bleibt unklar. Aber eine Broschüre dazu wurde schon auf 
den Markt geworfen. 

Insgesamt wird Bereitschaft zum weiteren Abbau signa- 
lisiert. Hans Berger: »Zehn:acsends Arbeitsplätze hier wie 
dort stehen auf dem Spiel. Und dennoch: Wenn die daraus 
entstehenden sozialen und regionalen 1,asten ertragbar sind 
- und das bleibt die Voraussetzung - werden wir diesen 
schmerzhaften Einschnitten zustimmen, damit das Ganze ge- 
sichert wird« (zu den Delegierten auf dem Kongreß). Im Mit- 
telpunkt der Argumentation steht dann auch immer, daß 
die Politiker Wortbruch leisten. Es waren in den letzten 
Kohlerunden Absprachen mit Zielvorgaben getroffen wor- 
den, die nun in Frage gestellt werden. Der Hauptangriff 
geht dann gegen diese Politiker und gipfelt in den Appel- 
len an den Kanzler »zu seinem Wort zur Kohle« zu stehen. 

Kein Wort der Aufklärung darüber, daß Stromkonzerne 
die Verantwortung für die Situation haben (bis hin in die 
Reihen der Ruhrkohle-AG selbst über den Hauptaktionär 
VEBA) und die Politiker sich nur zum Sprecher dieser Un- 
ternehmerinteressen machen. Dadurch könnte ja der 
Klassengedanke wieder in den Vordergrund rücken und 
deutlich werden, daß es neben der »Arm-in-Arm-Politik« 
von Gewerkschaften und Unternehmer auchnoch existen- 
tielle Interessen der abhängig Beschäftigten gibt. 

Nun hat Möllemann zwischenzeitlich nocheinmal nach- 
gelegt. Schon bis Ende 1992 soll nach dem Willen der EG 
die Kohleförderung um lOMio t zurückgenommen wer- 
den. Das würde das vorzeitige »Aus« für 5weitere Zechen 
bedeuten und damit die Entlassung von 20.000 Beschäftig- 
ten (plus 30.000 in der Zuliefererindustrie) bedeuten. In 
den Belegschaften steigt der Druck. 

Aber auch schon auf dem Gewerkschaftskongreß kam 
das in der Kritik am Vorstandskurs zum Ausdruck. Zwar 
konnte an der grundsätzlichen Haltung des Vorstandes 
nichts geändert werden, weil u.a. inzwischen nur noch 
113 der Delegierten aus dem Steinkohlenbergbau kommen 
und diese dann auch noch mehrheitlich der Vorstandsper- 
spektive Glauben schenken, aber die Positionwurde ange- 
kratzt. Die Zeitungskommentatoren beurteilten das so: 
»Auf dem Dortmunder Kongreß ist aber auch deutlich gewor- 
den, daß sich an der IGBE-Basis zunehmend Unruhe über 
den Konsens-Kurs ihrer Führung regt« (>WR«, 11.5.91) oder 
»Vorbei sind die Zeiten, als sich die Delegierten der IGBE 
Kongresse kritiklos hinter diePolitik des Vorstandes stellten« 
(»WAZ«, 9.5.91). 

Aus den Betrieben kam immer mehr die Forderung 
nach einem Marsch auf Bonn. Hans Berger dazu: »Der 
Marsch auf Bonn ist ein sogenannter Mythos, der, wenn wir 
ihn antreten müssen, doch nichts mehr bewirkt.« Wenn 
500.000 mobilisiert würden, bräuchte man gar nicht melir 
nach Bonn. Stattdessen legte die IGBE eine Flugblattserie 
auf, die aile 3 Tage mit neuen Themen erscheint, um die Be- 
völkerung aufzuklären und zu gewinnen. Dazu eine Äuße- 
rung beispielhaft von der Zeche »HaardlBlumenthal« in 

Recklinghausen: »Was soll das viele Papier? Lhßt uns doch 
lieber gleich die Knüppel 'rausholen und nach Bonn inar- 
schieren. « 

Die Reaktion der Ortsgruppenfunktionäre, die nun in 
die Verteilung eingespannt werden, ist noch sehr wider- 
sprüchlich. Zum Teil werden die Flugblätter verteilt in 
Briefkästen, vor Einkaufsläden, an Bahnhöfen und auf 
wichtigen öffentlichen Veranstaltungen. Einige fahren so- 
gar aufs Land, um die Bauern auf die Seite der Bergleute zu 
bekommen, da sie auch vom Subventionsabbau betroffen, 
sind. Andere lehnen das rigoros ab und verlangen von ih- 
rer Gewerkschaft klare Signale durch Aktionen. 

Daraufhin sah sich die IGBE gezwungen, in den Bezir- 
ken große Funktionärskonferenzen einzuberufen und 
Maßnahmenkataloge zu beraten. Nach lebhaften Diskus- 
sionen wurden dann Maßnahmen beschlossen: Von Flug- 
blattverteilen, Leserbriefschreiben, Kommunalpolitiker 
einbinden bis hin zu Mahnwachen am Bundeskanzleramt, 
Hungerstreik, Aktionstag im Revier, Besetzung von Ver- 
kehrsknotenpunkten, Importkohle stoppen durch Beset- 
zung von Häfen, Protestbündnis mit Stahlarbeitern und 
Landwirten, Streiks und Marsch auf Bonn. - 

In der Presse finden danach auch die Stellungnahmen 1 

der Bezirksleiter im Revier ein großes Echo: »Gegenwehr 
ab sofort eingeleitet!« - »IGBE schließt Streiks auf Zechen 
nicht aus!« - »IGBE plant Offensive« - »IGBE macht mobil«. 

In Hamm sollte zum 10.7.91 (Tag des Subventionsbe- 
schlusses im Kabinett] ein Sternmarsch mit Großkundge- 
bung stattfinden. Aber diese ist inzwischen abgesagt wor- 
den. Insgesamt sind die Erwartungen in die IGBE ent- 
täuscht worden, denn außer Flugblätter und Politikerdis- 
kussionen wurde nichts organisiert. Das führt zur weite- 
ren Verbitterung und wendet sich gegen die Gewerkschaft 
selbst. So wurde bei einer Veranstaltung am Niederrhein 
die IGBE-Fahne von empörten Kollegen von der Wand ge- 
rissen, als ein Sekretär sie zur Ruhe und zum Abwarten auf- 
forderte. Am 6.6.91 hatte IGBE-Chef Hans Berger ein Ge- 
spräch mit Möllemann, über Inhalte wurde nichts bekannt, 
außer, daß Möllemann die IGBE-Forderung nach einem 
Energiekonzept und die Einhaltung von Verträgen prüfen 
wollte. Auf den Angriff von Möllemann, die IGBE würde 
mit ihrer Flugblattaktion Panikmache betrieben, reagierte 
Hans Berger: »Wir versuchen den Brand zu löschen, den an- - 
dere entfacht haben. Man könnte jetzt fast den Eindruck ge- 
winnen, der Brandstifter wolle die Feuerwehr beschimpfen.« 

Und als »Brandlöscher« betätigte sich dann der Vor- 
stand auch. Alle Großaktionen wurden abgeblasen. Jetzt 
soll nur die »Nadelstichtaktik« angewandt werden, Ruhe 
sei angebracht, man müsse sich steigern können, wir brau- 
chen einen langen Atem für Aktionen im Herbst, wenn es 
um das Energiekonzept geht. 

Das hat weiteren Unmut und Protest ausgelöst. Dieser 
richtet sich nun vielfach gegen die Gewerkschaft selbst. 
Welche Auswirkungen das hat und welche Bahnen sich 
das bricht, ist in diesem Augenblick noch nicht abzusehen. 

Die Bergbaukumpel müssen sich 
auf ihre eigene Kraft besinnen 

Nach Bekanntwerden der Kahlschlagforderungen kam 
der erste Widerstand, wenn auch ersteinmal nur von den 
betroffenen Zechen, am 1.Mai zum Ausdruck. In Kamen 
und Bergkamen demonstrierten 4.000 Bergleute, ebenfalls 
in Dortmund, Ahlen, Herten und Gelsenkirchen. Überall 
machten sie auf Transparenten ihren Unmut und ihre For- 
derungen deutlich. Busse aus Kamen und Bergkamen fuh- 
ren zum SPD-Parteitag nach Bremen, um dort zusammen 



mit den Werftarbeitern die Unterstützung der SPD einzu- 
fordern. 

Der Betriebsrat der Zeche Westfalen bereitete eigen- 
ständig eine Demonstration aus Anlaß eines Möllemann- 
Besuches in Ahlen zu einem öffentlichen Gelöbnis der 
Bundeswehr vor. Die Bereitschaft dazu war von den umlie- 
genden Zechen bis nach Dortmund groß. Innerhalb von 
2 Tagen wurden 56 Busse organisiert, d.h. es wurden über 
5.000 Bergleute erwartet. Doch statt nach Ahlen zu kom- 
men, zog es Möllemann vor, nach Moskau zu fliegen. Die 
Demo wurde abgesagt. Denn der Wille der Organisatoren, 
auch ein öffentliches Gelöbnis zu stören, war nicht beson- 
ders groß. Die Absage löste bei den Betroffenen, die eigens 
dafür in der Freizeit anreisen wollten, Unmut aus. Es zeigte 
sich aber dennoch, daß die Bereitschaft und Fähigkeit zur 
Organisierung einer eigenständigen Aktion vorhanden 
ist. Die IGBE-Bezirksleitung behielt sich bedeckt. 

Auf der Schachtanlage Monopol in Bergkamen kam es 
sofort nach Bekanntwerden des Stillegungsplanes zum 
Warnstreik. Die Kumpel fuhren am nächsten Morgen gar 
nicht erst an und der Betriebsrat informierte die Beleg- 
schaft. »Wir lassen uns nicht wie die Lämmer zur Schlacht- 
bank führen! Wir sind zum Kampf ums Überleben bereit: Mo- ', nopol muß  leben!^, verkiindete der Betriebsratsvorsit- 
zende. Nun steht diese Zeche in einer guten Tradition. 1973 
wurde bereits schon einmal diese Zeche durch den Kampf 
der Belegschaft gerettet. So war neben den schwarzen Fah- 
nen in der Kaue auch das 73iger Originaltransparent »Mo- 
nopol muß leben!« zu sehen. Der damalige Betriebsratsvor- 
sitzende (inzwischen Rentner) hat auch sofort seine Unter- 
stützung angeboten. »Wie damals beim Stillegungsbe- 
schluß von 1973 werden wieder die gleichen falschen Argu- 
mente aufgetischt, wird wieder gelogen und hinters Licht ge- 
führt. Wir alten Betriebsratsmitglieder werden mit allen Mit- 
teln, die uns zur Verfügungstehen, die betroffenen Kollegin- 
nen und Kollegen unterstützen. Unser Kampf, der 1973 bis 
1975 geführt wurde, darf nicht umsonst gewesen  sein^, war 
seine Botschaft an die Belegschaft. Inzwischen hängt in 
fast jedem Schaufenster in Bergkamen »Monopol muß le- 
ben«. Spontan gründete sich eine Fraueninitiative der 
Bergarbeiterfrauen, die sofort auch Kontakt zu den Frauen 
in Sophia-Jacoba und zu Rheinhausen aufnahmen. Auf der 
ersten Sitzung waren an die 200 Frauen gekommen. Wei- 
tere Aktionen sind hier geplant. 

Auf der Nachbarzeche Haus Aden, die nach der Aus- 
sage des Betriebsratsvorsitzenden »nocheinmal mit dem 
blauen Auge davongekommen« ist flogen am 7.6. spontan 
die Brocken. Die Kumpel haben mit Knüppel in der Hand 
auf dem Zechenplatz symbolisch Möllemann als Puppe 
verbrannt. 

Am 14.6. ist im Saarland ein Sternmarsch von allen Ze- 
chen in die Innenstadt geplant. Hier ruft allerdings die 
IGBE dazu auf. 

Die Kampfbereitschaft in den Betrieben wächst. Die 
Kumpel sind allerdings in der gegenwärtigen Situation auf 
sich allein gestellt. Wenn der Funke jetzt weiter von den 
betroffenen Zechen auf die scheinbar Unbeteiligten über- 
springen sollte, kann eine Kraft entstehen, die auch ohne 
Unterstützung der IGBE-Organisation den Kampf auf- 
nimmt. 

Aber viele, besonders von den betrieblichen Funktionä- 
ren, schielen noch weiter auf die IGBE. Sie warten darauf, 
daß sie ihnen den Kampf abnimmt. Sie zögern noch, weil 
sie selbst immer noch an eine friedliche Lösung, wie in der 
Vergangenheit üblich, glauben. 

Möllemann wird in seinen Aussagen schon etwas vor- 
sichtiger, doch der Druck der Energiewirtschaft und der 
EG bleibt unvermindert. 

Sollen die erstmals bevorstehenden Entlassungen ver- 
hindert werden - erfolgreich waren ja die Erfahrungen 
ende der sechziger Jahre bei der Zeche Hansa in Dort- 
mund, 1973 bei Monopol, in der Kohlerunde 1987 und zu- 
letzt in der Knappschaftsfrage zuBeginn des Jahres - dann 
sind die Bergleute gezwungen, den Kampf auch ohne ihre 
Gewerkschaft aufzunehmen. Dann rnuß es allerdings über 
alle Reviere bis zum Saarland, aber auch durch Unterstüt- 
zung z.B. der Stahl- und Werftarbeiter und der Beschäftig- 
ten der Zulieferbetriebe zur Solidarität kommen. 

Dabei wird die Frage bleiben, ob sich ab einem bestimm- 
ten Zeitpunkt die IGBE-Organisation sich nicht doch an 
die Spitze stellt, um den Brand zu löschen. Inwieweit es ge- 
lingt, auch einen Bogen zu den Braunkohlekumpel in den 
neuen Bundesländern zu schlagen, bleibt offen. 

Hier ist nach den groRen Widerstandsaktionen im Kup- 
fer- und Kalibergbau erst einmal Ohnmacht eingekehrt. 
Mit Einflußnahme der IGBE dort setzte gleichzeitig auch 
die »Lösung« der Probleme über Sozialplanpolitik ein und 
verhinderte damit vorläufig den Widerstand. 

Die Bergleute hier können nicht auf die Braunkohle- 
kumpel warten. Auch wenn es so aussiehtund wie es ihnen 
von der Politik vorgeworfen wird, daß im Gegensatz zu ih- 
ren Kumpel in der ehemaligen DDR hier nur ihre »Privile- 
giene verteidigt werden. Die Perspektive zum Zusammen- 
wachsen kann nur im gemeinsamen Kampf entstehen, 
oder wie es ein Delegierter auf dem Gewerkschaftskon- 
greß formulierte: »Widerstand zum Erhalt unserer Arbeits- 
plätze muß angesagt sein. Das könnte auch für die Kollegin- 
nen und Kollegen aus den neuen Bundesländern ein bei- 
spielhaftes Signal zur Losung ihrer Probleme sein.« 

Bochum, 8.6.1991 

IGBE - Kongren 
setzte keine Zeichen! 

Der 15. Gewerkschaftskongreß unserer Gewerkschaft 
vom 7. bis 11. Mai 1991 in Dortmund hat keine Kursände- 
rung durch die 400 Delegierten gebracht. 

Dabei fing alles so gut an. Über 1.000 Kollegen überwie- 
gend aus dem Bezirk Ruhr-Ostwaren aus Protest gegen die 
Möllemann-Kahlschlagpläne vor der Wesffalenhalle er- 
schienen. Den Hauptanteil stellte die Belegschaft von Mo- 
nopol, aber auch von anderen Zechen und Werkstätten wa- 
ren die Kollegen dabei. Mit vielfältigen Transparentenund 
Fahnen drückten sie ihren Unmut aus und ließen die Dele- 
gierten .(mit Schlips und Kragen u.nd Aktenkoffer ausge- 
stattet) durch ihr Spalier laufen. Erst auf Druck stellte sich 
der Vorsitzende, Hans Berger, den Kollegen draußen und 
sprach zu ihnen. Das war auch gut so, denn die Stimmung 
war dermaßen angespannt, daß die Kumpel sonst zu ihm in 
die Halle gekommen wären. Der Vorsitzende lehnte sich in 
seiner Rede weit aus dem Fenster, indem er sagte, die IGBE 
werde sich den Plattmachern in den Weg stellen. 

Die Stimmung erreichte dann ihren Höhepunkt, als Ver- 
treter aus Wirtschaft und Politik, zum Teil geschützt durch 
4 bis 8 Bodyguards (Personenschützer) durch die Reihen 
mußten. Lambsdorff wurde ausgepfiffen, und Norbert 
Blüm mußte gar von helmgeschützten Polizisten in die 
Halle gebracht werden. Dabei gab es regelrechte Range- 
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leien. Das daraus nicht mehr wurde, ist noch der Gediild 
der anwesenden Kumpel zu verdanken. Vergeblich warte- 
ten sie auf Möllemann, der es aber vorzog, statt zum Kon- 
greß nach Amerika zu reisen. 

Der Funke dieses Auftakts sprang aber nicht in die 
Halle über. Nach den üblichen Sonntagsreden der Politj- 
ker (Blüm war der Held des Erhalts der Bundesknappschaft 
- hatten wir nicht auch gekämpft?, Lafontaine und Rau be- 
kräftigten ihre Unterstützung für die Kohle und für den 
Ausstieg aus der Kernenergie, Lambsdorff erklärte, daß 
der Jahrhundertvertrag bis 1995 nicht gehalten werden 
könnte und griff die Bergleute an: Ihr hier im Westen wollt 
nicht ins Bergfreie fallen, während in Ostdeutschland Ent- 
lassungen im großen Maße auf der 'Tagesordnung stehen), 
bekräftigte der Vorstand noch einmal in den Vorstondsbe- 
richten die Notwendigkeit des Eneryie-Mixes. Auf dieser 
Grundlage müsse endlich ein neuer Konsens gefunden 
werden. 

In der Diskussion meldeten sich dann über 30 Redner zu 
Wort. Dabei wurden auch die Sorgen aus den Nicht-Stein- 
kohlebereichen, wie Kali, Salz und Braunkohle, vorgetra- 
Gen. ., 

Ein Delegierter aus Ruhr-Ost traf dann mit seiner Rede 
den Nagel auf den Kopf: Der IGBE würde es gut zu Gesicht 
stehen, wenn sie endlich den Ausstieg aus der Atomener- 
gie einfordern würde. Dann hätte auch die Stein- und 
Braunkohle wieder ihren Platz in der Energieversorgung. 
Gleichzeitig wurde der Vorstand angegriffen wegen seiner 
Haltung zur Atomenergie (Angriff gegen die sozialdemo- 
kratische Forderung nach Ausstieg und die Bereitschaft 
zur Zustimmung für zwei neue Atomkraftwerke in Ost- 
deutschland) und wegen seiner Bereitschaft, Zugeständ- 
nisse in einer Zeit zu machen, wo eigentlich noch keine 
Notwendigkeit dazu besteht. Deshalb sollte das Überbrük- 
kungskonzept als Ausgangspunkt für weitere Verhandlun- 
gen gemacht werden und gegen jede weitere Stillegungs- 
forderung mit dem energischen Widerstand der gesamten 
Organisation gekämpft werden. Das führte zwar zu Beifall 
-besonders bei den nun von den neuen Stillegungsplänen 
betroffenen Delegierten, forderte aber auch einen Dele- 
gierten aus der Steinkohle heraus, der massiv dagegen re- 
dete und vielmehr für den Energie-Mix des Vorstandes plä- 
dierte. Dieser wurde anschließend in den Hauptvorstand 
gewählt. Es stellte sich auch heraus, daß seine Rede vom 
Vorstand geschrieben worden war. 

Doch die klare Haltung des einen Delegierten ermu- 
tigte auch noch andere, gegen die Atompolitik und für die 
Steinkohle massiv Stellung zu nehmen. Die allgemeine 
Tendenz nach der Suche für einen Konsens zwischen den 
verschiedenen Energieträgern, die vom Vorstand massiv 
vertreten wurde, konnte aber dadurch nicht durchbro- 
chen werden. 

Viele aus den anderen Organisationsbereichen haben 
andere Sorgen. So gingen sogar Delegierte für die Atom- 
energie in die Bütt. Sie waren Betriebsratsvorsitzende von 

Atomkraftwerken in Stendal und Greifswald. (Dabei könr,- 
ten sie mit ihrem Fachwissen ebensogut Kohlekraftwerke 
fahren, wie es ein Delegierter vorschlug.) Bei den Dele- 
gierten aus den neuen Bundesländern drückte sich dar- 
über hinaus sogar eher Resignation und Klagen statt Be- 
reitschaft zum Widerstand gegen ihre scheinbar aussichts- 
lose Situation mit massiven bevorstehenden Entlassungen 
aus. Viele Delegierte aus den Steinkohlenzechen, die 
nicht auf der Stillegungsliste stehen, legten sich beruhigt 
zurück und glauben ebenfalls noch an eine Perspektive 
des Energie-Mixes. Hier hat das Optimierungskonzept als 
Spaltungsinstrument schon volle Wirkung gezeigt. 

Der alte Vorstand erhielt dann bei den Wahlen auch fast 
einstimmige Bestätigung durch die Delegierten. Witte aus 
der ehemaligen DDR (FDGB und IGBEW) erhielt nur 250 
Stimmen und May aus der Gewerkschaft Wismut (Uran- 
bergbau) sogar nur 195, also nicht einmal das Vertrauen der 
Hälfte der Delegierten (was müssen die scharf auf denvor- 
standsposten sein, daß sie die Wahl trotzdem angenom- 
men haben). Einen Eklat gab es noch bei der Satzungsände- 
rung (Schiedsspruch des DGB nach dem Zugehörigkeits- 
streit für die Mitglieder zwischen IGBE und ÖTV in den 
neuen ~undesländern). Hier wurde nach Aussagen von 
Delegierten eine Abstimmung bewußt herbeigeführt, 
denn die Delegierten, die nach dem Schiedsspruch nun bis 
1994 die IGBE wieder verlassen müssen, sollten dagegen 
stimmen. Scheinbar waren die Absprachen im Vorfeld 
doch nicht so klar, denn vor Bekanntgabe des Ergebnisses 
wurde mehrmals gerechnet. Es wurde dann zwar die not- 
wendige 213-Mehrheit erreicht, aber bei der Abstimmung 
mußten über 100 Delegierte nicht im Saal gewesen sein. 
Das löste Proteste aus - denn vielen erschien das unglaub- 
würdig -, sodaß die Abstimmung am nächsten Tag wieder- 
holt wurde. Dann allerdings stimmte das Ergebnis (Dazu 
ein Ost-Delegierter: »Kaum ist der May im Vorstand, gibt's 
schon Abstimmungsmanipulationen.« Dagegen ein West- 
Delegierter: »Das konnte unser Vorstand auch schon vorher 
- ohne May.~). 

In den Anträgen zur Energiepolitik gab es dann noch 
einmal lebhafte Diskussionen, denn am Vorabend hatte 
der Vorsitzende Berger noch in der Presse erklärt, die Ge- 
werkschaft sei zu »schmerzlichen Einschnitten bereit, um 
das Ganze zu retten«. Während der Kongreß also noch um 
eine energiepolitische Perspektive diskutierte, machte 
der Vorstand schon wieder Zugeständnisse in der Öffent- 
lichkeit. Aber nur ganz wenige Delegierte empfanden das 
als Verhöhnung. 

Der Vorstand machte dann noch deutlich, daß er nie- 
mals die Verhandlungen in Bonn zugunsten eines »Alles- 
oder-nichts-Standpunktes« aufgeben wird. Im Klartext: 
Weitere Verhandlungen bis der Steinkohlenbergbau im- 
mer kleiner wird, selbst mit der Erkenntnis, daß das zu- 
künftig nicht ohne Entlassungen möglich ist, und Dampf- 
ablassen durch eine paar Vorzeigedemonstrationen. 

Das klare Zeichen, daß die Belegschaften stellvertre- 
tend für viele zu Beainn des Kongresses vor der Halle ge- 
setzt haben - nämlich die Bereitschaft, gegen jede weitere 
Kahlschlagpoiitik den Kampf aufzunehmen -, hat weder 

- der Vorstand noch der überwiegende Teil der Delegierten 
Das rote Gewerkschaftsbuch in der Halle aufgenommen (Sind die schon alle soweit ab- 
von August Enderle, Heinrich Schreiner, Jakob Walcher, Eduard gesichert~ daß sie nicht mehr brauchenz)- 
Weckerle. Berlin 1932. Nachdruck, mit einem Vorwort der Gruppe Die tlbernahme der Fordening nach einem neuen Kon- i Arbeiterpolitik 1981.192 Seiten, Klebebindung. 6,00 DM 

sens fiir einen Energie-Mix bedeutet weitere Stillegungen 

I GESELLSCHAFT von Zechen. Der ~ o n ~ r e ß  hat kein Zeichen ~ u n  
ZUR FÖRDERUNG DES STUDIUMS DER sind die Kumpel auf den Schachtanlagen an der Reihe, den 

ARBEITERBEWEGUNG e.V Kahlschlagplänen von Möllemann in den Arm zu fallen 
Postfach 15 02 47 . 2800 Bremen 15 und sich bei der zukünftigen Wahl der Delegierten ihre 

Vertreter noch genauer anzusehen! 9.6.91 a 
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